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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 189. Sitzung am 5. November 2020 auf-

grund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für  

Verkehr und digitale Infrastruktur – Drucksache 19/24040 – den von der 

Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen 

– Drucksachen 19/22139, 19/22778 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 27.11.20 

Erster Durchgang: Drs. 456/20



 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aa) Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst: 

‚aa) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 3a und 3b eingefügt: 

„3a. die Errichtung, den Betrieb und die Änderung von Anlagen zur Nutzung 
von Windenergie an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern, 

3b. die Errichtung, den Betrieb und die Änderung von Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen im Sinne des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes ab einer 
Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt,“.‘ 

bb) In Doppelbuchstabe ee Nummer 11 werden nach dem Wort 
„Wasserhaushaltsgesetzes“ die Wörter „oder nach landesrechtlichen Vorschriften“ 
eingefügt.  

b) In Nummer 3 Buchstabe a werden die Wörter „Infrastrukturvorhaben von überregionaler 
Bedeutung in den Bereichen Verkehr und digitale Infrastruktur betreffen“ durch die 
Wörter „Vorhaben betreffend Bundesverkehrswege und Mobilfunknetze zum Gegenstand 
haben“ ersetzt. 

c) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 eingefügt: 

‚7. Dem § 185 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In den Ländern Berlin und Bremen treten an die Stelle der Landesstraßen im 
Sinne des § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 die Straßen I. Ordnung nach § 20 
Nummer 1 des Berliner Straßengesetzes und die Straßen der Gruppe A nach § 3 
Absatz 1 Nummer 1 des Bremischen Landesstraßengesetzes.“ ‘ 

d) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „an“ die Wörter „geltendes Recht oder“ eingefügt. 

b) Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Wörter „Feststellung des Planes“ werden durch die Wörter 
„Planfeststellung oder Plangenehmigung“ ersetzt. 

bbb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

„1. die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung 
einschließlich dafür notwendiger räumlich begrenzter baulicher 
Anpassungen, insbesondere von Tunneln mit geringer Länge oder von 
Kreuzungsbauwerken,“. 

ccc) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

ddd) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die Errichtung von Lärmschutzwänden zur Lärmsanierung,“. 

eee) Die folgenden Nummern 5 und 6 werden angefügt: 

„5. die Herstellung von Überleitstellen für Gleiswechselbetriebe, 
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6. die Herstellung von Gleisanschlüssen bis 2 000 Meter und von 
Zuführungs- und Industriestammgleisen bis 3 000 Meter.“ 

bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Kann für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung bestehen, hat der Träger des Vorhabens bei der Planfeststellungsbehörde den 
Antrag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung zu stellen.“ 

c) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt: 

‚2a. § 18c Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Wird eine Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren nach § 75 Absatz 1a 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes erforderlich und wird diese 
Planergänzung oder dieses ergänzende Verfahren unverzüglich betrieben, so 
bleibt die Durchführung des Vorhabens zulässig, soweit es von der 
Planergänzung oder dem Ergebnis des ergänzenden Verfahrens offensichtlich 
nicht berührt ist.“ ‘ 

d) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 8 und 9 angefügt: 

„(8) Die Absätze 1, 3 und 5 bis 7 gelten entsprechend für Grundstücke, die für 
Unterhaltungsmaßnahmen benötigt werden. Bei Unterhaltungsmaßnahmen bedarf es 
nicht der vorherigen Planfeststellung oder Plangenehmigung. Über die vorzeitige 
Besitzeinweisung nach Absatz 1 entscheidet bei Unterhaltungsmaßnahmen die 
Enteignungsbehörde. 

(9) Im Übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.“ ‘ 

3. Nach Artikel 2 werden die folgenden Artikel 2a und 2b eingefügt:

‚Artikel 2a 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

§ 17c Nummer 4 des Bundesfernstraßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. August 2020 (BGBl. I S. 1795) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„4. Wird eine Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren nach § 75 Absatz 1a Satz 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes erforderlich und wird diese Planergänzung oder 
dieses ergänzende Verfahren unverzüglich betrieben, so bleibt die Durchführung des 
Vorhabens zulässig, soweit es von der Planergänzung oder dem Ergebnis des 
ergänzenden Verfahrens offensichtlich nicht berührt ist.“

Artikel 2b 

Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes

§ 14c Nummer 4 des Bundeswasserstraßengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I S. 1980), das zuletzt durch Artikel 335 
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der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

„4. Wird eine Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren nach § 75 Absatz 1a Satz 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes erforderlich und wird diese Planergänzung oder 
dieses ergänzende Verfahren unverzüglich betrieben, so bleibt die Durchführung des 
Vorhabens zulässig, soweit es von der Planergänzung oder dem Ergebnis des 
ergänzenden Verfahrens offensichtlich nicht berührt ist.“ ‘ 

4. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

‚1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 14 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 14a Besondere Änderungen zur Modernisierung und Digitalisierung von 
Schienenwegen“. 

b) Nach der Angabe zu § 67 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 67a Zulassung des vorzeitigen Baubeginns“.‘ 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „14.7 und 14.8“ durch die 
Angabe „14.7, 14.8 und 14.11“ ersetzt. 

bbb) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma ersetzt. 

ccc) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

ddd) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. der Herstellung von Überleitstellen für Gleiswechselbetriebe.“ 

bb) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung auf einer 
Länge von weniger als 15 Kilometern einschließlich dafür notwendiger räumlich 
begrenzter baulicher Anpassungen, insbesondere von Tunneln mit geringer 
Länge oder von Kreuzungsbauwerken,“. 

cc) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung, 
soweit nicht durch Absatz 2 Nummer 1 erfasst,“. 

bbb) In Nummer 2 wird die Angabe „14.8.1“ durch die Angabe „14.8.3.1“ ersetzt. 

c) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 3a und 3b eingefügt: 

‚3a. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann in einem Verfahren nach § 18 
Absatz 2 die Öffentlichkeit in einem geeigneten Publikationsorgan über das 
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Ergebnis des Verfahrens unterrichtet werden und das Ergebnis des Verfahrens 
mit Begründung und einer Information über Rechtsbehelfe kann entsprechend 
dem in § 19 Absatz 2 Satz 2 geregelten Verfahren öffentlich ausgelegt werden.“ 

3b. Nach § 67 wird folgender § 67a eingefügt:

„§ 67a 

Zulassung des vorzeitigen Baubeginns 

(1) In einem Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren für ein 
Vorhaben nach § 65 Absatz 1 in Verbindung mit der Anlage 1 Nummer 19.7 kann die 
für die Feststellung des Plans oder für die Erteilung der Plangenehmigung zuständige 
Behörde vorläufig zulassen, dass bereits vor Feststellung des Plans oder der Erteilung 
der Plangenehmigung in Teilen mit der Errichtung oder Änderung der 
Rohrleitungsanlage einschließlich der Vorarbeiten begonnen wird, wenn 

1. unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
einschließlich der Gebietskörperschaften mit einer Entscheidung im 
Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren zugunsten des 
Vorhabenträgers gerechnet werden kann, 

2. der Vorhabenträger ein berechtigtes oder ein öffentliches Interesse an der 
Zulassung des vorzeitigen Baubeginns darlegt, 

3. der Vorhabenträger nur Maßnahmen durchführt, die reversibel sind, 

4. der Vorhabenträger über die für die Maßnahmen notwendigen privaten Rechte 
verfügt und 

5. der Vorhabenträger sich verpflichtet,  

a) alle Schäden zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren durch die Maßnahmen verursacht worden sind, 
und  

b) sofern kein Planfeststellungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, 
den früheren Zustand wiederherzustellen. 

Ausnahmsweise können irreversible Maßnahmen zugelassen werden, wenn sie nur 
wirtschaftliche Schäden verursachen und für diese Schäden eine Entschädigung in 
Geld geleistet wird. Die Zulassung erfolgt auf Antrag des Vorhabenträgers und unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs.

(2) Die für die Feststellung des Plans oder für die Erteilung der Plangenehmi-
gung zuständige Behörde kann die Leistung einer Sicherheit verlangen, soweit dies 
erforderlich ist, um die Erfüllung der Verpflichtungen des Vorhabenträgers nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und Satz 2 zu sichern. Soweit die zugelassenen 
Maßnahmen durch die Planfeststellung oder Plangenehmigung für unzulässig erklärt 
sind, ordnet die Behörde gegenüber dem Träger des Vorhabens an, den früheren 
Zustand wiederherzustellen. Dies gilt auch, wenn der Antrag auf Planfeststellung 
oder Plangenehmigung zurückgenommen wurde. 

(3) Die Entscheidung über die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns ist den 
anliegenden Gemeinden und den Beteiligten zuzustellen. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zulassung des vorzeitigen 
Baubeginns haben keine aufschiebende Wirkung.“ ‘
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d) In Nummer 4 Buchstabe b wird Nummer 14.8 der Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige 
Vorhaben“ wie folgt gefasst:  

„14.8 Soweit der Bau nicht Teil des Baus eines Schienenwegs nach Nummer 14.7 
oder einer Bahnstromfernleitung nach Nummer 19.13 ist

14.8.1 Bau von Gleisanschlüssen mit einer Länge bis 2 000 m S

14.8.2 Bau von Zuführungs- und Industriestammgleisen mit einer Länge bis 3 000 
m

 S

14.8.3 Bau einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen, insbesondere einer 
intermodalen Umschlaganlage oder eines Terminals für Eisenbahnen, wenn 
diese eine Fläche

14.8.3.1 von 5 000 m2 oder mehr in Anspruch nimmt, A

14.8.3.2 von 2 000 m2 bis weniger als 5 000 m2 in Anspruch nimmt. S“.

5. In Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe d wird das Wort „sollen“ durch das Wort „können“ ersetzt.  

6. Nach Artikel 6 werden die folgenden Artikel 7 bis 10 eingefügt:

‚Artikel 7

Änderung des Planungssicherstellungsgesetzes

§ 1 des Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041) wird wie folgt 
geändert: 

1. In Nummer 23 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

2. Folgende Nummer 24 wird angefügt: 

„24. dem Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz vom 22. März 2020 (BGBl. I S. 640), das 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1795) geändert worden 
ist.“ 

Artikel 8

Änderung des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes 

§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes vom 27. 
Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2394), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. März 
2020 (BGBl. I S. 501) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„7. die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Verbindung mit § 18 Absatz 1a 
Satz 5 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes,“.
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Artikel 9

Änderung der Bundeseisenbahngebührenverordnung 

Dem Teil I Abschnitt 2 der Anlage 1 (Gebührenverzeichnis) zur 
Bundeseisenbahngebührenverordnung vom 27. März 2008 (BGBl. I S. 546), die zuletzt durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 17. Juni 2020 (BGBl. I S. 1298) geändert worden ist, wird 
folgende Nummer 2.19 angefügt:

„2.19 Feststellung der UVP-Pflicht auf Antrag 
des Vorhabenträgers, wenn keine 
fachplanungsrechtliche Entscheidung 
nachfolgt

§ 18 Abs. 1a Satz 5 AEG i. V. m. 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 UVPG

nach Zeitaufwand“.

Artikel 10 

Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 

Das Personenbeförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 
(BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 329 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 
S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird eine bestehende Betriebsanlage einer Straßenbahn erneuert, liegt nur dann eine 
Änderung im Sinne von Satz 1 vor, wenn der Grundriss oder der Aufriss der 
Betriebsanlage oder beides wesentlich geändert wird.“ 

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 

„(1a) Für folgende Einzelmaßnahmen, die den Bau oder die Änderung von 
Betriebsanlagen für Straßenbahnen vorsehen, bedarf es keiner vorherigen 
Planfeststellung oder Plangenehmigung, sofern keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht: 

1. Ausstattung einer Bahnstrecke mit einer Oberleitung, 

2. die im Rahmen der Digitalisierung einer Straßenbahnstrecke erforderlichen 
Baumaßnahmen, 

3. der barrierefreie Umbau, die Erhöhung oder Verlängerung von Bahnsteigen und 

4. die Errichtung von Schallschutzwänden zur Lärmsanierung. 

Für die in Satz 1 genannten Einzelmaßnahmen ist keine weitere baurechtliche 
Zulassung erforderlich; landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt. Werden 
durch das Vorhaben private oder öffentliche Belange einschließlich der Belange der 
Umwelt berührt, kann der Unternehmer die Feststellung des Planes nach Absatz 1 
Satz 1 beantragen. Ungeachtet dessen hat sich der Unternehmer vor Durchführung 
einer Einzelmaßnahme im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 und 2 durch das Bundesamt 
für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleitungen der Bundeswehr vor der 
Durchführung bestätigen zu lassen, dass keine militärischen Belange entgegenstehen. 
Kann für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung bestehen, hat der Unternehmer bei der Planfeststellungsbehörde den 
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Antrag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung zu stellen. Satz 1 Nummer 1 und 2 ist nur anzuwenden, wenn die 
zuständige Behörde feststellt, dass Vorgaben über die Errichtung und über wesentliche 
Änderungen von Anlagen eingehalten sind, die in einer elektrische, magnetische oder 
elektromagnetische Felder betreffenden und aufgrund von § 23 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 4 in Verbindung mit § 48b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 erlassenen 
Rechtsverordnung enthalten sind.“ 

c) Absatz 3a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter „Trägers des Vorhabens“ durch das Wort 
„Unternehmers“ ersetzt. 

bb) In Satz 6 und werden die Wörter „Träger des Vorhabens“ durch das Wort 
„Unternehmer“ ersetzt. 

cc) In Satz 8 wird das Wort „Vorhabenträger“ durch das Wort „Unternehmer“ ersetzt.  

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Unterhaltungsmaßnahmen bedürfen keiner vorherigen Planfeststellung oder 
Plangenehmigung. Unterhaltungsmaßnahmen sind Arbeiten zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung der Funktionstätigkeit einer bestehenden Betriebsanlage 
einschließlich der Anpassung an geltendes Recht oder die anerkannten Regeln der 
Technik.“ 

2. In § 28b Satz 1 wird das Wort „Vorhabenträgers“ durch das Wort „Unternehmers“ ersetzt. 

3. In § 28c Satz 1 werden die Wörter „Träger des Vorhabens“ durch das Wort „Unternehmer“ 
ersetzt. 

4. § 29 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „Trägers des Vorhabens“ durch das Wort 
„Unternehmers“ ersetzt. 

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. Wird eine Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren nach § 75 Absatz 1a 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes erforderlich und unverzüglich 
betrieben, bleibt die Durchführung des Vorhabens insoweit zulässig, als es von 
der Planergänzung oder dem Ergebnis des ergänzenden Verfahrens offensichtlich 
nicht berührt ist.“ 

5. Dem § 29a werden die folgenden Absätze 8 und 9 angefügt: 

„(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für Grundstücke, die für Unterhaltungs-
maßnahmen benötigt werden. Bei Unterhaltungsmaßnahmen bedarf es nicht der 
vorherigen Planfest-stellung oder Plangenehmigung. Über die vorzeitige Besitzeinweisung 
nach Absatz 1 entscheidet bei Unterhaltungsmaßnahmen die Enteignungsbehörde. 

(9) Im Übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.“ 
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6. § 30 wird wie folgt gefasst:

„§ 30 

Enteignung 

(1) Die Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Ausführung eines nach den §§ 28, 29 
festgestellten oder genehmigten Bauvorhabens oder für Unterhaltungsmaßnahmen 
notwendig ist. Der festgestellte Plan oder die Plangenehmigung ist dem 
Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die Enteignungsbehörde bindend. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde stellt die Zulässigkeit der Enteignung fest, soweit im 
Falle einer Unterhaltungsmaßnahme keine Feststellung in einem genehmigten oder 
festgestellten Plan getroffen ist. 

(2) Im Übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.“ 

7. § 36a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Soweit es zur Unterhaltung einer Betriebsanlage für Straßenbahnen erforderlich 
ist, haben Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte zu dulden, dass Beauftragte des 
Unternehmers die Grundstücke betreten oder vorübergehend benutzen. Das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. Die Arbeiten müssen dem Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten 
angekündigt werden.“ ‘ 

7. Der bisherige Artikel 7 wird Artikel 11. 
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